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Gesetz 

zur Änderung des Hamburgischen Hebammengesetzes 

Vom … 

 

§ 1 

Das Hamburgische Hebammengesetz vom 13. September 1990 (HmbGVBl. S. 202), zuletzt 
geändert am 14. Dezember 2007 (HmbGVBl. 2008 S. 17, 21), wird wie folgt geändert:  

 

1. Der Titel erhält folgende Fassung: 

„Hamburgisches Gesetz  
über den Beruf der Hebamme 

(Hamburgisches Hebammengesetz – HmbHebG)“. 
 

 
2. Hinter der Einleitungsformel wird folgender Eintrag eingefügt:  

„Teil 1 
Allgemeines“. 

 
 

3. Die §§ 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„§ 1 
Geltungsbereich 

 
(1) Dieses Gesetz gilt für Hebammen, die in der Freien und Hansestadt Hamburg ihren 
Beruf ausüben. Es ist gemäß § 74 Absatz 1 des Hebammengesetzes (HebG) vom 22. 
November 2019 (BGBl. I S. 1759), geändert am 24. Februar 2021 (BGBl. I S. 274, 293), 
in der jeweils geltenden Fassung, auch auf Entbindungspfleger anzuwenden. 
 
(2) Es gilt auch für Hebammen, die als dienstleistungserbringende Personen gemäß den 
§§ 60 bis 62 HebG in der Freien und Hansestadt Hamburg tätig sind. 
 

§ 2 
 Beschäftigungsart 

 
(1)  Hebammen können ihren Beruf im ambulanten und stationären Bereich ausüben. 
 
(2)  Zu den in § 1 HebG enthaltenen Aufgaben der Hebammen gehören insbesondere die 
in § 9 Absatz 4 Nummern 1 bis 3 HebG genannten Tätigkeiten. 
 
(3)  Eine freiberufliche Tätigkeit besteht auch dann, wenn diese nur in geringem Umfang 
beispielsweise neben einer angestellten Tätigkeit ausgeübt wird.“ 
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4. Die bisherigen §§ 3 bis 6 werden durch folgende Teile 2 bis 4 mit den §§ 3 bis 12 ersetzt: 
 

„Teil 2 
Vorschriften zum berufspraktischen Teil des Studiums 

 

§ 3 
Eignung von Einrichtungen für die Durchführung von Praxiseinsätzen 

 
(1) Krankenhäuser, freiberufliche Hebammen, ambulante hebammengeleitete und 
weitere Einrichtungen gemäß § 13 Absatz 1 HebG sind grundsätzlich zur Durchführung 
von Praxiseinsätzen im Rahmen des berufspraktischen Teils des Hebammenstudiums 
gemäß § 13 Absatz 3 HebG geeignet, wenn sie Kompetenzen des in Anlage 1 Abschnitt 
I Nummern 1 bis 3 der Studien- und Prüfungsverordnung für Hebammen (HebStPrV) 
vom 8. Januar 2020 (BGBl. I S. 39) genannten Kompetenzbereichs vermitteln. 

(2) Die verantwortliche Praxiseinrichtung informiert die zuständige Behörde umgehend 
über die Unterschreitung der vorgesehenen Stundenzahl gemäß § 13 Absatz 2 Satz 1 
HebG. 

(3) Sowohl für den klinischen als auch für den außerklinischen Bereich sind gemeinsame 
Qualitätsanforderungen für den berufspraktischen Teil der Hebammenausbildung durch 
die jeweiligen Hochschulen und Universitäten sowie der Landesvertretung des 
Deutschen Hebammenverbandes im Benehmen mit der zuständigen Behörde 
festzulegen. Sie sind in den jeweiligen Kooperationsvereinbarungen zwischen den 
Hochschulen und den verantwortlichen Praxiseinrichtungen aufzuführen. 

 

§ 4 
Abweichung vom Umfang der Praxisanleitung  

 
(1) Abweichend von § 13 Absatz 2 Satz 1 HebG stellen Krankenhäuser, freiberufliche 
Hebammen, ambulante hebammengeleitete Einrichtungen oder weitere Einrichtungen, 
die Praxiseinsätze durchführen, Praxisanleitung  

1. ab dem 1. Januar 2021 in einem Umfang von mindestens 15 vom Hundert (v. H.), 

2. ab dem 1. Januar 2025 in einem Umfang von mindestens 20 v. H.  

sicher. 

(2) Ab dem 1. Januar 2030 ist gemäß § 13 Absatz 2 Satz 1 HebG eine Praxisanleitung 
im Umfang von mindestens 25 v. H. zu gewährleisten. 

(3) Die Möglichkeit für Einrichtungen, nach § 13 Absatz 2 Satz 1 HebG einen höheren 
Umfang an Praxisanleitung während des Praxiseinsatzes vorzusehen, bleibt unberührt.  

 

§ 5 
  Berufspädagogische Zusatzqualifikation und Fortbildung 

 
(1) Die berufspädagogische Zusatzqualifikation gemäß § 10 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 HebStPrV in der jeweils geltenden Fassung ist nachgewiesen, wenn sie 
bei staatlich anerkannten Bildungseinrichtungen des Gesundheitswesens absolviert 
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wurde und von den erforderlichen Stunden mindestens 200 Unterrichtsstunden in 
Präsenz erfolgt sind.  

(2) Auf Antrag kann die zuständige Behörde vorhandene Hochschulqualifikationen 
mit pädagogischen Inhalten in Gänze oder in Teilen auf die berufspädagogische 
Zusatzqualifikation gemäß § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 HebStPrV in der jeweils 
geltenden Fassung anrechnen. 

(3) Abweichend von § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 HebStPrV wird der Zeitraum, in 
dem die berufspädagogischen Fortbildungen zu absolvieren sind, auf bis zu drei 
Jahre verlängert. Der Stundenumfang erhöht sich entsprechend. 

 

§ 6 
Statistische Erhebungen 

 
Verantwortliche Praxiseinrichtungen und Hochschulen sind verpflichtet, sich an 
landesrechtlichen statistischen Erhebungen über ausbildungsbezogene Tatbestände 
der Ausbildung und der Qualitätssicherung zu beteiligen und diese in anonymisierter 
Form den zuständigen Stellen zu übermitteln. 

 

Teil 3 
Berufsausübung 

 

§ 7 
Allgemeine Berufspflichten 

 
(1) Hebammen sind verpflichtet, 

1. ihren Beruf gewissenhaft und entsprechend den aktuellen wissenschaftlichen 
Regeln der Hebammen- und Geburtshilfe sowie der medizinischen, 
psychologischen und soziologischen Erkenntnisse auszuüben, um die Gesundheit 
von Mutter und Kind zu schützen, 

2. sich über die für die Berufsausübung geltenden Vorschriften zu unterrichten und 
sie zu beachten, 

3. sich sowohl untereinander als auch im Verhältnis zu anderen Berufsgruppen im 
Rahmen einer interprofessionellen Zusammenarbeit kollegial zu verhalten, 

4. sich regelmäßig beruflich fortzubilden, 

5. die Regeln der Hygiene, insbesondere der Infektionsverhütung, zu beachten, 

6. sich ausreichend gegen Haftpflichtansprüche im Rahmen der beruflichen Tätigkeit 
zu versichern, 

7. die Schweigepflicht zu beachten, 

8. die in Ausübung ihres Berufs getroffenen Feststellungen, Beratungsinhalte und 
Maßnahmen sowie die Anwendung von Arzneimitteln zu dokumentieren. 
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 (2) Hebammen haben  

1. die physische und psychische Gesundheit der betreuten Frauen und Kinder zu 
fördern, zu schützen und zu erhalten, 

2. die betreuten Frauen über jede beabsichtigte Maßnahme und deren Folgen 
aufzuklären und, falls vorhanden, auf Behandlungsalternativen hinzuweisen, 

3. bei der Betreuung sowie Aufklärung neben medizinischen auch soziale und 
psychosoziale Faktoren, insbesondere in belastenden Lebenssituationen, sowie 
Fragen der Lebenseinstellung und des Selbstbestimmungsrechtes der Frau zu 
berücksichtigen; sie ermutigen die Schwangere, Gebärende, Wöchnerin und 
Mutter zur Mitarbeit und fördern ihre Selbstverantwortlichkeit, 

4. Frauen ohne Bewertung von Nationalität, Glauben, politischer Einstellung, Kultur, 
sexueller Identität, Hautfarbe, Alter, Geschlecht oder sozialem Status zu betreuen. 

(3) Zuständige Stelle nach § 117 Absatz 2 des Gesetzes über den 
Versicherungsvertrag vom 23. November 2007 (BGBl. I S. 2631), zuletzt geändert am 
11. Juli 2021 (BGBl. I S. 2754, 2788), ist die für das Gesundheitswesen zuständige 
Behörde.  

 

§ 8  
Weitere Pflichten bei freiberuflicher Tätigkeit 

 
Freiberuflich tätige Hebammen sind verpflichtet, 

1. ihren Anzeige-, Mitteilungs- und Meldepflichten gemäß § 19 Absatz 2 Satz 1 des 
Hamburgischen Gesundheitsdienstgesetzes (HmbGDG) vom 18. Juli 2001 
(HmbGVBl. S. 201), zuletzt geändert am 17. April 2018 (HmbGVBl. S. 103, 106), 
nachzukommen,  

2. dafür zu sorgen, dass ihnen jederzeit Nachrichten übermittelt oder hinterlassen 
werden können, oder eine Vertretung zu gewährleisten, wenn sie nicht unmittelbar 
zu erreichen sind, 

3. sich gegenseitig kollegial zu vertreten, 

4. die von ihnen betreuten Schwangeren, Gebärenden, Wöchnerinnen und Mütter 
über ihre Erreichbarkeit, Vertretungsregelungen und die Inanspruchnahme 
anderer Dienste für den Bedarfsfall aufzuklären, 

5. sich an Maßnahmen der externen Qualitätssicherung, insbesondere an bundes- 
und landesweiten Perinatalerhebungen, zu beteiligen, 

6. berufsunwürdige Werbung zu unterlassen, 

7. ihre Praxis durch ein Schild zu kennzeichnen, das ihren Namen, die 
Berufsbezeichnung sowie die Erreichbarkeit ausweist. 

 

 

 

 



 

5 
 

§ 9 
 Hinzuziehung einer Ärztin oder eines Arztes 

 
(1) Hebammen haben eigenverantwortlich Hilfe bei allen Vorgängen der 
Schwangerschaft, der Geburt und des Wochenbetts zu leisten. Wird von 
Schwangeren oder Gebärenden die Hinzuziehung einer Ärztin oder eines Arztes 
gewünscht, so haben Hebammen diesem Wunsch zu entsprechen. 

(2) Bei Regelwidrigkeiten oder Verdacht auf Regelwidrigkeiten haben Hebammen die 
Hinzuziehung einer Ärztin oder eines Arztes oder die Einweisung in ein Krankenhaus 
zu veranlassen, sofern dies medizinisch notwendig ist. 

(3) Lehnt die Schwangere, Gebärende, Wöchnerin oder Mutter die notwendige 
Hinzuziehung einer Ärztin oder eines Arztes ab, sind Hebammen verpflichtet, darauf 
hinzuwirken, dass eine Ärztin oder ein Arzt hinzugezogen wird oder eine Einweisung 
in ein Krankenhaus erfolgt. Bleibt es bei der Ablehnung, soll dies von der 
Schwangeren, Gebärenden, Wöchnerin oder Mutter schriftlich bestätigt werden. 
Sofern dies nicht möglich ist, hat die Hebamme dies zu dokumentieren. 

(4) Übernimmt eine Ärztin oder ein Arzt die Behandlung im Falle einer Regelwidrigkeit 
oder eines Verdachtes auf eine Regelwidrigkeit, so ist sie oder er gegenüber der 
Hebamme weisungsbefugt. 

(5) Verlangt die Ärztin oder der Arzt von der Hebamme eine geburtshilfliche Handlung, 
die den anerkannten Regeln der Geburtshilfe widerspricht, hat die Hebamme die 
Ärztin oder den Arzt darauf hinzuweisen und dies zu dokumentieren. In diesem Fall 
kann die Hebamme die Ausführung verweigern, sofern es die geburtshilfliche 
Situation erlaubt. 

 

§ 10 
   Aufsicht 

 
(1) Freiberuflich tätige Hebammen üben ihren Beruf unter Aufsicht der zuständigen 
Behörde aus. Bei gegen Entgelt beschäftigten Hebammen wird gemäß § 19 Absatz 3 
Satz 2 HmbGDG die Überwachung auf die Gewährleistung und Durchführung einer 
qualifizierten fachlichen Aufsicht durch den Arbeitgeber beschränkt. 

(2) Freiberuflich tätige Hebammen haben der zuständigen Behörde die hierfür 
notwendigen Auskünfte zu erteilen sowie Einblick in Aufzeichnungen und 
Fortbildungsnachweise zu gewähren. Auf Verlangen haben sie der zuständigen 
Behörde den in angemessener Höhe bestehenden Versicherungsschutz 
nachzuweisen. 

(3) Die in den Bezirksämtern für die Durchführung einer aufgrund von § 12 erlassenen 
Rechtsverordnung zuständigen Stellen oder diejenigen, die eine Hebamme gegen 
Entgelt beschäftigen, haben wiederholte Verstöße einer Hebamme gegen die dort 
oder in § 7 und 8 genannten Pflichten der für die Rücknahme, den Widerruf oder die 
Anordnung des Ruhens der Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung 
„Hebamme“ zuständigen Behörde zu melden. 
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Teil 4 
Schlussvorschriften 

 

§ 11 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen § 7 Absatz 1 Nummer 5 die Regeln der Hygiene nicht beachtet,  

2. sich entgegen § 7 Absatz 1 Nummer 6 nicht ausreichend gegen Haftpflichtansprüche 
versichert, 

3. den Anzeige-, Mitteilungs- und Meldepflichten nach § 8 Nummer 1 in Verbindung mit 
§ 19 Absatz 2 Satz 1 HmbGDG nicht nachkommt, 

4. sich entgegen § 8 Nummer 5 nicht an Qualitätssicherungsmaßnahmen, 
insbesondere an bundes- und landesweiten Perinatalerhebungen beteiligt, 

5. entgegen § 8 Nummer 6 in berufsunwürdiger Weise wirbt, 

6. entgegen § 8 Nummer 7 der Kennzeichnungspflicht der Praxis nicht nachkommt, 

7. entgegen § 9 Absatz 2 bei Vorliegen einer Regelwidrigkeit oder eines 
entsprechenden Verdachts keine Ärztin oder keinen Arzt hinzuzieht oder keine 
Krankenhauseinweisung vornimmt,  

8. entgegen § 10 Absatz 2 der zuständigen Behörde die für deren Aufsicht notwendigen 
Auskünfte nicht erteilt, Einblicke nicht gewährt oder Nachweise nicht führt, 

9. einer nach diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, sofern die 
Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist.  

(2) Die Ordnungswidrigkeit des Absatzes 1 Nummer 3 kann mit einer Geldbuße bis zu  
20 000 Euro geahndet werden. Im Übrigen kann die Ordnungswidrigkeit mit einer 
Geldbuße bis zweitausendfünfhundert Euro geahndet werden. 

 

§ 12 
Verordnungsermächtigungen 

 
(1) Der Senat wird ermächtigt, zum Schutz der Gesundheit von Mutter und Kind durch 
Rechtsverordnung weitere Vorschriften über besondere Berufspflichten der 
Hebammen zu erlassen und dabei insbesondere nähere Regelungen zu treffen über 

1. Fortbildungspflichten, 

2. die Haftpflichtversicherung, 
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3. das Verhalten in Fällen pathologischen, ungewöhnlichen Schwangerschafts- und  

Geburtsverlaufs, 

4. Dokumentationspflichten, 

5. spezifische Vorschriften zum Datenschutz, 

6. Maßnahmen der Qualitätssicherung, 

7. die Verwendung von Arzneimitteln und Geräten, 

8. besondere Meldepflichten, 

9. die Werbung. 

(2) Der Senat wird ermächtigt, zur Sicherstellung der Versorgung der Bevölkerung mit 
Leistungen gemäß § 2 durch freiberuflich tätige Hebammen, durch Rechtsverordnung 
Vorschriften über die Vergütung (Vergütung, Zuschläge, Auslagen und Wegegelder) 
für ihre berufsmäßigen Leistungen außerhalb der gesetzlichen Krankenversicherung 
zu erlassen. Hierzu sind in der Regel Mindest- und Höchstsätze festzulegen. Bei der 
Festlegung der Vergütung ist den berechtigten Interessen der Hebammen sowie der 
zur Zahlung der Vergütung Verpflichteten Rechnung zu tragen.“ 

 

5. Der bisherige § 7 wird § 13. 

 

§ 2 

In § 1 Nummer 4 tritt § 4 Absatz 1 Nummer 1 mit Wirkung vom 1. Januar 2021 in Kraft. Im 
Übrigen tritt dieses Gesetz am ….  in Kraft.  
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Begründung 

I. Allgemeiner Teil 

Zu Nummern 1 bis 2: 

Mit dem Gesetz zur Änderung des Hamburgischen Hebammengesetzes, das der Umsetzung 
der Akademisierung des Hebammenberufs in Hamburg dient, füllt die Freie und Hansestadt 
Hamburg die im Hebammengesetz vom 22. November 2019 (BGBl. I S. 1759) und in der 
Studien- und Prüfungsverordnung für Hebammen (HebStPrV) vom 8. Januar 2020 (BGBl. S. 
39) landesrechtlich zu bestimmenden Vorgaben aus und setzt diese um. Zu diesem Zweck 
werden mit den Paragraphen drei bis sechs ergänzende Vorschriften zum HebG des Bundes 
im Hinblick auf den berufspraktischen Teil des Studiums eingefügt. Das Hamburgische 
Hebammengesetz (HmbHebG) enthält damit nicht mehr ausschließlich Vorschriften zur 
Regelung der Berufsausübung, so dass der Titel des Gesetzes anzupassen ist. Da die 
unterschiedlichen Regelungsinhalte nicht im Zusammenhang stehen, werden zur besseren 
Orientierung Zwischenüberschriften eingefügt („Teil 1 Allgemeines, Teil 2 Vorschriften zum 
berufspraktischen Teils des Studiums, Teil 3 Berufsausübung, Teil 4 Schlussvorschriften“). Zur 

leichteren Zitierbarkeit wird eine amtliche Abkürzung eingeführt. Der Begriff 
„Entbindungspfleger“ wird aufgrund § 3 Absatz 2 HebG durchgängig gestrichen. 

 

II. Einzelbegründung 

Zu Nummer 3  -  § 1:  

Aufgrund des Wegfalls der Berufsbezeichnung „Entbindungspfleger“ wird durch den Verweis 

auf § 74 HebG die Anwendbarkeit dieses Gesetzes auf diese Berufsangehörigen ebenso 
klargestellt wie durch die Anpassung des Absatzes 2 in Hinblick auf Dienstleitungserbringende.  

Zu Nummer 3 - § 2:  

Absatz 1 hat deklaratorischen Charakter. Der Bund regelt in § 1 HebG erstmals die Aufgaben 
von Hebammen, so dass aufgrund des Vorranges des Bundesrechtes der bisher 
landesrechtlich in § 2 geregelte Aufgabenkatalog entfallen muss. Die Vorschrift verweist daher 
in Absatz 2 nur noch auf die bundesrechtliche Regelung.  

In Absatz 3 wird die Regelung des § 7 Absatz 2 Satz 2 der Berufsordnung für die Hebammen 
und Entbindungspfleger im Hamburg vom 25. April 2017 (Hebammen-Berufsordnung a.F.) 
übernommen, da sie hier die Regelungen zur Beschäftigungsart ergänzt. 

Zu Nummer 4:  

Die Zwischenüberschrift kündigt die neu eingefügten Vorschriften zum berufspraktischen Teil 
des Studiums an. 
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Zu Nummer 4 -  § 3:  

Mit § 3 wird der Umsetzungsspielraum des § 13 Absatz 3 HebG genutzt. Absatz 1 knüpft die 
Eignung von Einrichtungen für die Praxiseinsätze gemäß § 13 Absatz 3 HebG an die 
Vermittlung von Kompetenzen nach Ziffer I Nummer 1 bis 3 der Anlage 1 der HebStPrV. 

§ 13 Absatz 2 Satz 3 HebG sieht vor, dass die zuständige Landesbehörde Krankenhäusern, 
freiberuflichen Hebammen, ambulanten hebammengeleiteten oder weiteren Einrichtungen bei 
Unterschreitung des vorgesehenen Umfangs an Praxisanleitung die Durchführung der 
Praxiseinsätze untersagen kann. Absatz 2 stellt sicher, dass die zuständige Behörde über die 
Unterschreitung der vorgesehenen Stundenzahl Kenntnis erlangt. 

Zur Erhöhung der Ausbildungsqualität sollen von den maßgeblich verantwortlichen Akteuren 
auf Landesebene ergänzend weitere gemeinsame Qualitätsanforderungen erarbeitet und im 
Benehmen mit der zuständigen Behörde festgelegt werden. Die Qualitätsanforderungen 
haben in den Kooperationsvereinbarungen zwischen den Hochschulen und verantwortlichen 
Praxiseinrichtungen Berücksichtigung zu finden. 

Zu Nummer 4 - § 4: 

Mit § 4 wird von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, von dem in § 13 Absatz 2 Satz 1 HebG 
festgelegten Umfang des Anteils an Praxisanleitung in Höhe von mindestens 25 Prozent 
übergangsweise abweichen zu können. Die schrittweise Erhöhung trägt dem Umstand 
Rechnung, dass der Ausbildung qualifizierte Praxisanleitungen derzeit noch nicht in 
ausreichender Anzahl zur Verfügung stehen, da bereits im Beruf tätige Hebammen zunächst 
anhand der neuen Qualifikationsanforderungen zu qualifizieren sind. Absatz 3 stellt klar, dass 
die Bestimmung in Absatz 1 lediglich eine Abweichungsoption beinhaltet, die einen 
Mindestanteil gewährleistet, aber einen höherer Praxisleitungsanteil im Sinne einer 
frühzeitigeren Umsetzung der bundesrechtlichen Vorgaben nicht ausschließt. 

Zu Nummer 4 - § 5: 

Zur Sicherstellung der inhaltlichen Qualität werden in Absatz 1 solche berufspädagogischen 
Zusatzqualifikationen anerkannt, die bei staatlich anerkannten Bildungseinrichtungen des 
Gesundheitswesens absolviert werden und einen Mindestumfang an Präsenzunterricht 
vorsehen. Die Inhalte der berufspädagogischen Zusatzqualifikation sollen sich an der 
Empfehlung für die Weiterbildung zur Praxisanleitung der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft vom 18.06.2019 in der jeweils geltenden Fassung orientieren. Das 
Angebot für die berufspädagogische Zusatzqualifikation befindet sich bundesweit im Aufbau. 
Berufspädagogische Zusatzqualifikationen, die außerhalb des Geltungsbereiches dieses 
Gesetzes absolviert wurden, werden akzeptiert, soweit sie dort bei der zuständigen 
Landesbehörde als nachgewiesen gelten.  

Absatz 2 regelt, dass auf die Zusatzqualifikation bereits erworbene Hochschulqualifikationen 
mit pädagogischen Inhalten angerechnet werden können. Die Regelung unterstützt das 
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Bemühen, die Anzahl an Praxisanleitenden zu erhöhen. Absatz 3 setzt landesrechtlich die 
Ermächtigung zur Verlängerung des Fortbildungszeitraumes um, damit die Fortbildungspflicht 
flexibilisiert und den Lebensumständen angepasst werden kann. 

Zu Nummer 4 - § 6: 

Durch die Akademisierung des Hebammenberufes findet die Organisation und Umsetzung der 
praktischen Hebammenausbildung zukünftig durch die verantwortlichen Praxiseinrichtungen 
und nicht mehr durch die Hebammenschule, das Bildungszentrum für Gesundheitsberufe 
(BZG) der Asklepios Kliniken Hamburg GmbH, statt. Diese war als staatlich anerkannte Schule 
des Gesundheitswesens gemäß § 19 Absatz 5 Satz 1 HmbGDG verpflichtet, sich an 
statistischen Erhebungen zu beteiligen. Datensätze zu Ausbildungszahlen sollen daher 
zukünftig direkt bei den verantwortlichen Praxiseinrichtungen und Hochschulen erhoben 
werden, damit auch weiterhin im Rahmen der  Schulstatistik umfassende Daten über die in 
Ausbildung befindlichen Hebammen zur Verfügung stehen. Die Hochschulstatistik des Bundes 
wird zudem um das Studienfach Hebammenwissenschaft erweitert werden.  

Zu Nummer 4 – Teil 3 Berufsausübung:  

Die Zwischenüberschrift kündigt die Vorschriften zur Berufsausübung an. In Teil 3 werden 
auf gesetzlicher Ebene die für die Berufsausübung wesentlichen Bestimmungen geregelt. 

Zu Nummer 4 - § 7: 

§ 7 Absatz 1 benennt auf gesetzlicher Ebene unabhängig von der Art der Berufsausübung die 
allgemeinen Berufspflichten der Hebammen. In § 7 Absatz 1 wird die bisherige Aufzählung 
des § 3 Absatz 1 des HmbHebG mit den sich aus der Hebammen-Berufsordnung a.F. 
ergebenden Berufspflichten zusammengeführt. Die Überschrift wird dementsprechend 
präzisiert. 

Neben der beruflichen Fortbildungs-, Schweige- und Dokumentationspflicht wird für alle 
Hebammen die Pflicht ergänzt, die Regeln der Hygiene zu beachten (Nummer 5) und sich 
gegen Haftpflichtansprüche im Rahmen der beruflichen Tätigkeit zu versichern (Nummer 6). 
Gegen Entgelt beschäftigte Hebammen sind regelhaft - wie bspw. Ärztinnen und Ärzte - über 
die Arbeitgeber z.B. Kliniken versichert. Zudem werden einzelne Pflichten des Kataloges in 
der Hebammen-Berufsordnung a.F. weiter ausgestaltet, so wird bspw. in Nummer 1 der 
Halbsatz „um die Gesundheit von Mutter und Kind zu schützen“ ergänzt. 

Vor dem Hintergrund der in diesem Gesetz neu geregelten Versicherungspflicht legt § 7 
Absatz 3 erstmals auch für Hebammen die für das Gesundheitswesen zuständige Behörde als 
nach § 117 Absatz 2 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) zuständige Stelle fest. § 117 
Absatz 2 bestimmt, dass ein Umstand, der das Nichtbestehen oder die Beendigung des 
Versicherungsverhältnisses zur Folge hat, in Ansehung des Dritten (Anm.: hier insbes. 
Patientinnen) erst mit dem Ablauf eines Monats wirkt, nachdem der Versicherer diesen 
Umstand der hierfür zuständigen Stelle angezeigt hat. Damit besteht gegenüber der Patientin 
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ein (Haftpflicht-)Versicherungsschutz mindestens bis nach dem Ablauf eines Monats, 
nachdem ein Versicherer die zuständige Stelle über die Beendigung eines 
Versicherungsverhältnisses informiert hat. Gemäß § 8 Absatz 1 Nummer 4 HebG kann das 
Ruhen der Erlaubnis angeordnet werden, wenn die berufsangehörige Person nicht 
ausreichend gegen die sich aus der Ausübung des Berufs ergebenden Haftpflichtgefahren 
versichert ist, soweit eine Versicherungspflicht besteht. Als Folge der Akademisierung des 
Hebammenberufes erfolgt ein Gleichklang zu den anderen akademischen Heilberufen, vgl. § 
27 Absatz 4 Hamburgisches Kammergesetz für Heilberufe.  

Die Regelungen zur Dienstleistungserbringung in § 3 Absatz 3 HmbHebG bisherige Fassung 
werden aufgrund der Regelungen §§ 60 bis 62 HebG gestrichen. Der neue Absatz 3 ergänzt 
Absatz 1 um die Pflichten gegenüber den betreuten Frauen, die aus § 2 der Hebammen-
Berufsordnung a.F. hierhin unverändert überführt werden. 

Zu Nummer 4 - § 8: 

§ 8 beschreibt die weitergehenden Pflichten bei der Berufsausübung in freiberuflicher 
Tätigkeit und führt insbesondere die Inhalte aus § 3 Absatz 2 HmbHebG alte Fassung sowie 
§ 8 Absatz 1 der Hebammen-Berufsordnung a.F. auf gesetzlicher Regelungsebene 
zusammen. 

Die Vorschrift in § 8 Nummer 1 neu verweist auf § 19 Absatz 2 Satz 1 des Hamburgischen 
Gesundheitsdienstgesetzes (HmbGDG), das für alle Gesundheitsfachberufe gilt. Eine 
separate Regelung für Hebammen ist daher entbehrlich. Der Verweis macht zudem die für 
Hebammen strengere Regelung der unverzüglichen Meldung in der Hebammen-
Berufsordnung a.F. entbehrlich. 

Die Pflicht aus Nummer 5, sich an Maßnahmen der externen Qualitätssicherung, insbesondere 
an bundes- und landesweiten Perinatalerhebungen zu beteiligen, entstammt § 9 Absatz 1 
Hebammen-Berufsordnung a.F.  

Eine inhaltliche Änderung hat Nummer 7 erfahren, in dem die Möglichkeit der Kennzeichnung 
der Praxis durch ein Schild nunmehr als Pflicht ausgestaltet ist. Soweit Hebammen eine Praxis 
betreiben, haben sie diese für den Rechtsverkehr durch ein Schild zu kennzeichnen. Zweck 
der Regelung ist die Sichtbarmachung der Hebammentätigkeit für die Patientinnen und den 
Rechtsverkehr, wer und welche Profession die Räumlichkeiten betreibt und wie eine 
Kontaktaufnahme möglich ist. Insbesondere für die Patientinnen handelt es sich bei den 
Angaben auf dem Praxisschild um eine wichtige Information, die zur Gewährleistung 
erforderlicher Transparenz bereits beim Eintritt in die Hebammenpraxis offenkundig sein sollte. 
Diese Regelung dient sowohl dem Patienten- als auch dem Verbraucherschutz und überwiegt 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht der Hebamme, ihre Praxis nicht durch ein Schild 
kennzeichnen zu müssen.  
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Zu Nummer 4 - § 9:  

§ 9 entspricht im Wesentlichen § 3 der Hebammen-Berufsordnung a.F. und sieht unter den 
benannten Umständen gesetzlich die Hinzuziehung einer Ärztin oder eines Arztes vor, da die 
Vorschrift den Kerngehalt des Berufsbildes in Abgrenzung zur ärztlichen Tätigkeit berührt.  

In Absatz 1 wird aus Klarstellungsgründen das Wort „regelrecht“ gestrichen und das Wort 

„Gebärende“ ergänzt und in Absatz 2  der Halbsatz ergänzt, dass bei Regelwidrigkeiten eine 
Einweisung zu erfolgen hat, wenn dies medizinisch notwendig ist. Dies entspricht dem bereits 
geltenden Recht (vgl. § 39 Abs.1 S.2 SGB V). 

Inhaltlich neu ist die Regelung in Absatz 3 Satz 3. Demnach müssen Hebammen 
dokumentieren, wenn die Schwangere bzw. Gebärende die Hinzuziehung einer Ärztin oder 
eines Arztes ablehnt und es ihr nicht möglich ist, dies schriftlich zu bestätigen. Zweck der 
Regelung ist die rechtliche Absicherung der Hebamme, die vollständige Dokumentation 
pathologischer Situationen im Hinblick auf die Haftung sowie die Gewährleistung der 
Hinwirkung auf die Hinzuziehung einer Ärztin oder eines Arztes. Die Hebamme kann durch die 
eigene Dokumentation nachweisen, dass es Ausdruck der freien Selbstbestimmung der Frau 
war, keine ärztliche Hilfe in Anspruch nehmen zu wollen.  

Die Dokumentationspflicht stellt einen relativ geringfügigen Eingriff in die Tätigkeit der 
Hebamme dar. Demgegenüber ist der Nachweis, dass die Hebamme ihren Verpflichtungen 
nachgekommen ist, im Hinblick auf etwaige Schadensersatzansprüche des Kindes besonders 
gewichtig, wenn aufgrund der fehlenden ärztlichen Behandlung gesundheitliche Schäden 
eintreten. Zudem hat die Pflicht Kontrollfunktion und bewirkt, dass die Hinzuziehung 
tatsächlich angeraten wird. Dies dient der Verhinderung gesundheitlicher Schäden bei der 
Mutter oder dem ungeborenen Kind.  

Zu Nummer 4 - § 10: 

§ 10 normiert in drei Absätzen die zuvor in § 4 geregelte Aufsicht. Wie bisher üben freiberuflich 
tätige Hebammen ihren Beruf unter Aufsicht der zuständigen Behörde aus. Der neu eingefügte 
Absatz 1 Satz 2 macht hinsichtlich der Aufsicht über gegen Entgelt beschäftigte Hebammen 
von der Möglichkeit nach § 19 Absatz 3 Satz 2 HmbGDG Gebrauch, die Überwachung auf die 
Gewährleistung und Durchführung einer qualifizierten Aufsicht durch den Arbeitgeber zu 
beschränken. 

Absatz 2 Satz 1 regelt die zuvor in § 4 Satz 2 geregelte Erteilung von Auskünften und die 
Gewähr von Einblicken. Die Begriffe „Tagebücher“ sowie „Geräte und Arzneimittel“ in § 4 
Satz 2 HmbHebG alte Fassung werden gestrichen, wobei der Begriff „Geräte“ den sog. 
„Hebammenkoffer“ beschrieb. Die Regelung ist überholt, da sie auf einer früheren Fassung 
einer Anlage der Hebammen-Berufsordnung beruht, die inzwischen außer Kraft ist. Die 
Nachweispflicht hinsichtlich der Fortbildungsnachweise und des bestehenden beruflichen 
Haftpflichtversicherungsschutzes wird im neuen Satz 2 ergänzt (vgl. § 9 Absatz 4 und § 7 
Absatz 1 Satz 2 Hebammen-Berufsordnung a.F.). Die angemessene Höhe des 
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Versicherungsschutzes bemisst sich nach dem Haftungsrisiko der angebotenen Leistung. Die 
Deckungssumme für Geburtsschäden liegt im Bereich mehrerer Millionen Euro. 

Der neue Absatz 3 regelt, dass etwaige Verstöße gegen die Berufspflichten der Behörde zu 
melden sind, die für die Rücknahme, den Widerruf oder die Anordnung des Ruhens der 
Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung „Hebamme“ zuständig ist, damit diese im 

Interesse des Patientinnenschutzes etwaige Maßnahmen prüfen und ergreifen kann. 

Zu Nummer 4 - § 11: 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen infolge der geänderten 
Paragraphenreihenfolge und der inhaltlichen Änderung der Tatbestände. Die Bestimmung der 
Höhe des Bußgeldes aus § 6 Absatz 2 HmbHebG alte Fassung wird in zwei Sätze untergliedert. 
In Angleichung an § 31 Absatz 2 HmbGDG wird im neuen § 11 Absatz 2 das Bußgeld aufgrund 
eines Verstoßes gegen die Anzeige-, Mitteilungs- und Meldepflichten gemäß § 11 Absatz 1 
Nummer 3 auf 20.000 Euro erhöht. 

Zu Nummer 4 - § 12: 

Die Ermächtigungen aus den bisherigen § 3 Absatz 4 und § 5 HmbHebG werden im neu 
eingefügten § 12 zusammengeführt. Trotz der Übernahme einzelner Regelungen aus der 
Hebammen-Berufsordnung in das HmbHebG bleibt die Verordnungsermächtigung 
unverändert erhalten. Damit bleiben ergänzende Regelungen, die zu einem späteren Zeitpunkt 
ggf. notwendig werden, auf Verordnungsebene möglich. 

In Absatz 2 wird der Begriff „Gebührenordnung“ durch die Bezeichnung 
„Vergütungsordnung“ ersetzt, da keine öffentlich-rechtlichen Gebühren im Sinne des 
Gebührengesetzes erhoben werden. 

Zu Nummer 5 -  § 2: 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. In § 1 Nummer 4 tritt § 4 Absatz 1 
Nummer 1 tritt rückwirkend in Kraft. Die Hochschule für Angewandte Wissenschaften 
Hamburg und die Medizinische Fakultät der Universität Hamburg bieten seit dem 
Wintersemester 2020/2021 gemeinsam den hochschulübergreifenden dualen Studiengang 
Hebammenwissenschaft B.Sc. an. Mit der Regelung ist – wie in der Begründung zu Nummer 
4, § 4 angesprochen – eine Erleichterung gegenüber dem regulär vorgesehenen Umfang der 
Praxisanleitung in Höhe von 25% der zu absolvierenden Stundenzahl verbunden. Insoweit 
wirkt sich eine Rückwirkung nicht belastend aus. Das rückwirkende Inkrafttreten legitimiert die 
bereits im Sinne des § 4 Absatz 1 Nummer 1 erbrachten praktischen Ausbildungsanteile.  
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